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Sachgebiet 826 

Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung von Vermögensfragen 
der Sozialversicherung im Beitrittsgebiet 

A. Zielsetzung 

I. Auflösung des Vermögens der Gesamthandsgemeinschaft nach 
Anlage I Kapitel VIII Sachgebiet F Abschnitt II Nr. 1 § 3 Abs. 1 
des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 und des Immobi-
lienvermögens des Gesundheitswesens Wismut. 

II. Erleichterung von Grundbucheintragungen. 

B. Lösung 

I. Übertragung des Eigentums auf Sozialversicherungsträger und 
ihre Verbände im Beitrittsgebiet, auf bestimmte Dritte und auf 
Länder im Beitrittsgebiet. 

II. Schaffung eines Verwaltungsverfahrens zum Eigentumsüber-
gang und Behebung von Eintragungserschwernissen bezüglich 
der Gründstücke, die Sozialversicherungsträgern auf dem Ge-
biet der früheren DDR gehört haben. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Geringfügige Verwaltungskosten für Bund und Länder. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (311) — 800 00 — So 153/91 
Bonn, den 11. November 1991 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Regelung von Vermögensfragen der Sozialversicherung im Beitritts-
gebiet mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 636. Sitzung am 8. November 1991 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
wird nachgereicht. 

Kohl 
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Entwurf eines Gesetzes zur Regelung von Vermögensfragen 
der Sozialversicherung im Beitrittsgebiet 

Vom... 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Regelungsgegenstand 

§1 

(1) Das Vermögen nach Anlage I Kapitel VIII Sach-
gebiet F Abschnitt II Nr. 1 § 3 Abs. 1 des Einigungs-
vertrages (Gesamthandsvermögen) wird nach den fol-
genden Vorschriften aufgeteilt. 

(2) Zum Gesamthandsvermögen im Sinne des Ab-
satzes 1 gehören auch die Grundstücke und Gebäude, 
die am 30. Juni 1990 im Eigentum der Sozialversiche-
rung Wismut oder des Gesundheitswesens Wismut 
standen und die nicht aufgrund besatzungsrechtlicher 
Maßnahmen in das Eigentum der Sowjetisch-Deut-
schen Aktiengesellschaft Wismut gelangt sind. Diese 
Grundstücke und Gebäude sind nicht als der Sowje-
tisch-Deutschen Aktiengesellschaft Wismut sachlich 
zugeordnet anzusehen. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Unbewegliches Vermögen 

§2 

Eigentumsaufteilung 

(1) Grundstücke und Gebäude aus dem Gesamt-
handsvermögen sind durch Bescheid auf den Träger 
der Sozialversicherung oder den Verband der Sozial-
versicherungsträger zu übertragen, der die Eigen-
tumsübertragung beantragt hat und der sie für die 
Erfüllung seiner gesetzlich vorgeschriebenen oder zu-
gelassenen Aufgaben benötigt. In dem Bescheid soll 
der Erwerbspreis (§ 6) festgelegt werden. Der Eigen-
tumsübergang ist hierdurch nicht bedingt. 

(2) Der Antrag nach Absatz 1 ist von den Trägern 
oder Verbänden bis zum 31. Dezember 1991 bei der 
Überleitungsanstalt Sozialversicherung zu stellen. Er-
gibt sich nach Ablauf dieser Frist, daß ein Grundstück 
oder Gebäude zum Gesamthandsvermögen gehört, 
sind die Gesamthänder hiervon zu unterrichten. Der 
Antrag nach Absatz 1 ist in diesem Fall drei Monate 
nach Zugang der Unterrichtung bei der Überleitungs-
anstalt Sozialversicherung zu stellen. Die Wiederein-
setzung in den vorigen Stand ist ausgeschlossen. § 85 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch findet keine An-
wendung. 

(3) Ist der Antrag von mehreren Stellen hinsicht-
lich desselben Grundstücks oder Gebäudes gestellt 
worden, ist das Grundstück oder Gebäude auf den-
jenigen Antragsteller zu übertragen, der unter Ab-
wägung aller Umstände das Grundstück oder Ge-
bäude dringender benötigt als die anderen Antrag-
steller. 

(4) Grundstücke oder Gebäude des Gesamthands-
vermögens oder des Gesundheitswesens Wismut 
nach § 1 Abs. 2, die von der Überleitungsanstalt So-
zialversicherung bis zum 31. Dezember 1991 einem 
anderen vertraglich überlassen worden sind, können 
diesem durch Bescheid übertragen werden. § 313 
Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist mit der Maß-
gabe anzuwenden, daß an die Stelle der Eintragung in 
das Grundbuch der Eintritt der Bestandskraft des Be-
scheides nach Satz 1 tritt. § 24 der Verordnung über 
das Haushaltswesen in der Sozialversicherung vom 
21. Dezember 1977 (BGB1. I S. 3147) findet keine An-
wendung, soweit eine Übertragung auf Gemeinden, 
Kreise oder gemeinnützige und freie Einrichtungen 
und Organisationen erfolgt. 

(5) Grundstücke oder Gebäude, die nicht in Anwen-
dung von Absatz 1 oder Absatz 4 zu übertragen sind, 
werden von Amts wegen unentgeltlich auf das Land 
übertragen, in dessen Gebiet sich das Grundstück 
oder Gebäude befindet. 

(6) Für die nach den vorstehenden Absätzen zu tref-
fenden Entscheidungen ist das Vermögenszuord-
nungsgesetz vom 22. März 1991 (BGBl. I S. 766, 784) 
entsprechend anzuwenden, sofern nichts Abweichen-
des bestimmt ist. Zuständig ist der Geschäftsführer 
der Überleitungsanstalt Sozialversicherung oder eine 
von ihm zu ermächtigende Person. An die Stelle des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes tritt das Erste Kapitel 
des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch. Eine Abschrift 
der getroffenen Entscheidung ist dem Präsidenten der 
Oberfinanzdirektion zuzuleiten, in dessen Geschäfts-
bereich das betroffene Grundstück oder Gebäude sich 
ganz oder überwiegend befindet. Unbeschadet des 
§ 2 Abs. 1 Satz 1 Vermögenszuordnungsgesetz ist die 
Entscheidung nach den vorstehenden Absätzen im 
Bundesanzeiger öffentlich bekanntzumachen. Sie gilt 
vier Jahre nach ihrer Bekanntmachung als bekannt-
gegeben. 

(7) Für Streitigkeiten nach den vorstehenden Absät-
zen ist der Rechtsweg zu den Gerichten der Sozialge-
richtsbarkeit gegeben. Das Landessozialgericht Berlin 
entscheidet im ersten Rechtszug. Absatz 6 Satz 4 gilt 
entsprechend. 
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§3 

Klärung der Eigentumsverhältnisse, 
Mitwirkungspflichten der Überleitungsanstalt 

Sozialversicherung 

Die Überleitungsanstalt Sozialversicherung hat bei 
den Grundstücken und Gebäuden, bei denen nicht 
auszuschließen ist, daß sie zum Gesamthandsvermö-
gen oder zum Vermögen des Gesundheitswesens 
Wismut nach § 1 Abs. 2 gehören, eine Klärung der 
Eigentumsverhältnisse herbeizuführen. 

§4 

Rechte früherer Eigentümer 

Grundstücke und Gebäude, die nach Maßgabe von 
§ 2 übertragen werden, unterliegen der Rückübertra-
gung nach Maßgabe des Vermögensgesetzes, wenn 
sie Gegenstand von Maßnahmen im Sinne von § 1 
Vermögensgesetz waren. Das Investitionsgesetz ist 
anzuwenden. 

§5 

Verwaltung und Nutzung 

(1) Die Antragsteller nach § 2 Abs. 2 haben die be-
antragten Grundstücke und Gebäude vom Zeitpunkt 
der Antragstellung an zu verwalten und die Erhal-
tungs- und Bewirtschaftungskosten seit diesem Zeit-
punkt zu übernehmen. Sie erhalten die Nutzungen, 
die ab demselben Zeitpunkt aus den in Satz 1 be-
zeichneten Grundstücken und Gebäuden gezogen 
werden. Wird der Antrag bestandskräftig abgelehnt, 
geht die Verwaltung ab diesem Zeitpunkt auf das 
Land über, in dessen Gebiet sich das Grundstück oder 
Gebäude befindet. Ist bei mehreren Antragstellern ein 
Antragsteller der Nutzer, so geht die Verwaltung auf 
diesen über; anderenfalls hat die Überleitungsanstalt 
Sozialversicherung die Verwaltung sicherzustellen. 

(2) Bis zum Erlaß des Bescheides nach §. 2 Abs. 4 hat 
die Überleitungsanstalt Sozialversicherung die Ver-
waltung der Grundstücke und Gebäude, bezüglich 
derer sie die in § 2 Abs. 4 genannten Verpflichtungen 
eingegangen ist, sicherzustellen. 

(3) Grundstücke oder Gebäude, für die kein Antrag 
nach § 2 Abs. 1 gestellt worden ist und auf die nicht 
§ 2 Abs. 4 Anwendung findet, hat das Land, in dessen 
Gebiet sich das Grundstück oder Gebäude befindet, 
ab dem 1. Januar 1992 zu verwalten und die Erhal-
tungs- und Bewirtschaftungskosten seit diesem Zeit-
punkt zu übernehmen. Das Land erhält die Nutzun-
gen, die ab demselben Zeitpunkt aus den in Satz 1 
bezeichneten Grundstücken und Gebäuden gezogen 
werden. Die Überleitungsanstalt Sozialversicherung 
hat jedem Land die ihr vorliegenden Angaben über 
diese Gebäude und Grundstücke zu übermitteln. 

(4) Die Befugnis zur Verwaltung nach Absatz 3 
Satz 1 schließt auch die Befugnis mit ein, an dem 
Grundstück oder Gebäude Grundpfandrechte und 
andere beschränkt dingliche Rechte zu bestellen. Der 
Geschäftsführer der Überleitungsanstalt Sozialversi

-

cherung erteilt dem Land auf Antrag einen Ermächti-
gungsbescheid, der die nach § 28 der Grundbuchord-
nung erforderlichen Angaben enthalten muß. Das in 
diesem Bescheid bezeichnete Land ist zur Verfügung 
über das Grundstück befugt. 

(5) Werden Grundstücke oder Gebäude, auf die § 3 
Abs. 1 Anwendung findet, von einem Träger der So-
zialversicherung oder einem Verband der Sozialversi-
cherungsträger genutzt, kann die Überleitungsanstalt 
Sozialversicherung diesem das Grundstück oder Ge-
bäude zur weiteren Nutzung zuweisen. 

(6) Wird ein Grundstück oder Gebäude auf einen 
Träger der Sozialversicherung oder einen Verband 
der Sozialversicherungsträger übertragen, so finden 
die §§ 994 bis 996 des Bürgerlichen Gesetzbuchs im 
Verhältnis zu einem anderen Träger der Sozialversi-
cherung oder Verband der Sozialversicherungsträger 
keine Anwendung. 

§6 

Erwerbspreis 

Die Sozialversicherungsträger oder ihre Verbände 
haben den Verkehrswert des erworbenen Grund-
stücks oder Gebäudes, wie er, bezogen auf den 1. Ja-
nuar 1991, ermittelt wird, unter Abzug der dinglichen 
Lasten auf ein Sonderkonto bei der Überleitungsan-
stalt Sozialversicherung als Erwerbspreis zu zahlen. 
Soweit der Eigentumsübergang ein Grundstück oder 
Gebäude aus dem Gesundheitswesen Wismut nach 
§ 1 Abs. 2 betrifft, ist der Erwerbspreis auf ein weite-
res, von der Überleitungsanstalt Sozialversicherung 
einzurichtendes Sonderkonto zu zahlen. Die Ausla-
gen für die Ermittlung des Verkehrswertes hat der 
Erwerber zu tragen. 

DRITTER ABSCHNITT 

Bewegliche Sachen, Forderungen, 
Verbindlichkeiten 

§7 

Eigentumsübergang an beweglichen Sachen 

(1) Das Eigentum an beweglichen Sachen aus dem 
Gesamthandsvermögen und aus dem Vermögen des 
Gesundheitswesens Wismut nach § 1 Abs. 2 geht, so-
weit es sich nicht um Akten, Dateien oder Archive 
handelt, mit den Grundstücken oder Gebäuden, auf 
oder in denen sie sich gewöhnlich befinden, auf den 
neuen Eigentümer über. Ihr Wert ist bei der Ermitt-
lung des Verkehrswertes der Grundstücke oder Ge-
bäude mit zu berücksichtigen. Akten, Dateien oder 
Archive gehen auf den Sozialversicherungsträger 
über, der sie zur Erfüllung seiner Aufgaben benötigt; 
im übrigen hat die Überleitungsanstalt Sozialversi-
cherung die Löschung der Daten sicherzustellen. § 2 
Abs. 6 und 7 gilt entsprechend. 

(2) Die Datenverarbeitungsanlagen aus dem Ge-
samthandsvermögen, die sich in Leipzig befinden und 
für die Rentenversicherung genutzt werden, gehen in 
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das Eigentum der Landesversicherungsanstalten 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-An-
halt und Thüringen zu gleichen Teilen über. 

§8 

Forderungen 

(1) Forderungen, die aufgrund einer öffentlich-
rechtlichen Vorschrift entstanden sind, gehen auf den 
Sozialversicherungsträger über, der für die Erbrin-
gung der entsprechenden Leistung zuständig ist. 

(2) Für den Einzug der Sozialversicherungsbeiträge 
aus der Zeit vor dem 1. Januar 1991 ist die Einzugs-
stelle zuständig, die erstmals im Jahr 1991 gemäß 
§ 28 i des Vierten Buches Sozialgesetzbuch zuständig 
geworden ist. Soweit es sich um Beiträge aus der Zeit 
vor dem 1. Juli 1990 handelt, stehen der nach Satz 1 
zuständigen Krankenkasse zwei Fünftel und dem zu-
ständigen Rentenversicherungsträger drei Fünftel des 
Beitrags zu. 

(3) Zahlungen aufgrund des Pauschalabkommens 
zwischen der Staatlichen Versicherung der DDR und 
der Verwaltung der Sozialversicherung vom 22. Ja-
nuar/3. Februar 1955 in der Fassung vom 5. Februar 
1990 für das Jahr 1990 sind an die Gesamthandsge-
meinschaft auf deren Sonderkonto zu erbringen. So-
weit Schadensfälle von dem genannten Pauschalab-
kommen erfaßt worden sind, treten an die Stelle von 
Forderungen auf Ersatz eines Schadens, soweit zur 
Schadensbehebung nach dem 1. Januar 1991 Sozial-
leistungen erbracht wurden oder zu erbringen sind, 
Ansprüche aus einer abzuschließenden Vereinbarung 
über die Pauschalierung dieser Ersatzansprüche. Die 
zu zahlende Pauschalsumme wird gemäß einer Ver-
einbarung, die zwischen den Spitzenverbänden der 
Sozialversicherungsträger zu schließen ist, aufge-
teilt. 

(4) Sonstige Rechte des Gesamthandsvermögens 
werden von der Überleitungsanstalt Sozialversiche-
rung geltend gemacht. Zahlungen sind auf das Son-
derkonto für das Gesamthandsvermögen zu leisten. 

(5) Ansprüche, die sich aus dem Gebäude- oder 
Grundstückseigentum des Gesundheitswesens Wis-
mut ergeben, sind von der Überleitungsanstalt Sozial-
versicherung geltend zu machen. Daraus resultie-
rende Zahlungsbeträge sind dem Sonderkonto für das 
Immobiliarvermögen aus dem Gesundheitswesen 
Wismut zuzuführen. 

(6) Für die Feststellung im Streitverfahren gilt § 2 
Abs. 6 und 7 entsprechend. 

§9 

Verbindlichkeiten 

(1) Für Verbindlichkeiten, die zu dem in Anlage I 
Kapitel VIII Sachgebiet F Abschnitt II Nr. 1 § 3 Abs. 1 
des Einigungsvertrags bezeichneten Vermögen gehö-
ren, haften die Sozialversicherungsträger als Gesamt-
schuldner. Sie können nur gegenüber der Oberlei-
tungsanstalt Sozialversicherung geltend gemacht  

werden, die sie aus dem Sonderkonto für das Gesamt-
handsvermögen zu erfüllen hat. 

(2) Der Überleitungsanstalt Sozialversicherung sind 
von den Spitzenverbänden der Sozialversicherungs-
träger für die Gesamthänder die Mittel, die zur Erfül-
lung von Verbindlichkeiten des Gesamthandsvermö-
gens zu erbringen oder erbracht worden sind, entspre-
chend ihres Anteils am Gesamthandsvermögen zur 
Verfügung zu stellen. Entsprechendes gilt für die Ver-
bindlichkeiten des Gesundheitswesens Wismut nach 
§ 1 Abs. 2 für die Länder Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Thüringen. 

VIERTER ABSCHNITT 

Anteile am Gesamthandsvermögen 

§ 10 

(1) Der Erlös aus dem Gesamthandsvermögen steht 
jedem der drei Zweige der Sozialversicherung zu ei-
nem Drittel zu. Die Aufteilung des jeweiligen Drittels 
auf die Gesamthänder erfolgt durch die Spitzenver-
bände der Sozialversicherungsträger des betroffenen 
Zweiges der Sozialversicherung, die die Entschei-
dung unmittelbar nach Erhalt des Erlöses zu treffen 
haben. Die Aufteilung soll sich für den Bereich der 
Krankenversicherung nach dem gewichteten Durch-
schnitt der Mitglieder für das Jahr 1991, für den Be-
reich der Unfallversicherung nach Anlage I Kapi-
tel VIII Sachgebiet I Abschnitt III Nr. 1 Buchstabe c 
Absatz 8 Nr. 2 Doppelbuchstaben aa bis dd des Eini-
gungsvertrages vom 31. August 1990 in Verbindung 
mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. September 1990 
(BGBl. 1990 II S. 885, 1212) und für den Bereich der 
Rentenversicherung nach der Anzahl der Versicher-
ten am 1. Januar 1991 richten. 

(2) Für den Fall, daß ein Dritter Eigentümer eines 
Grundstücks oder Gebäudes ist, das von einem Träger 
der Sozialversicherung oder einem Verband bezahlt 
worden ist und das herausgegeben werden mußte, 
haben die Spitzenverbände der Sozialversicherungs-
träger für die Gesamthänder dem Träger oder Ver-
band, der zur Herausgabe verpflichtet ist, den Er-
werbspreis entsprechend der Aufteilung nach Ab-
satz 1 zu erstatten. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Vollmachtsregelung 

§ 11 

Vertretungsbefugnis 

(1) Die Überleitungsanstalt Sozialversicherung ist 
bis zu einer Übertragung gemäß § 2 oder der Feststel-
lung eines Eigentumsübergangs nach § 7 oder § 8 be-
rechtigt, die Eigentümer des Gesamthandsvermögens 
oder des Vermögens des Gesundheitswesens Wismut 
im Sinne von § 1 zu vertreten, soweit sie 

1. die für die Verwaltung des Vermögens notwendi-
gen Handlungen vornimmt, 
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2. im Benehmen mit den Spitzenverbänden der So-
zialversicherungsträger Verträge über das Vermö-
gen abschließt oder 

3. notwendige Verfügungen über Einnahmen und 
bewegliches Eigentum vornimmt. 

(2) Verträge nach § 2 Abs. 4, die die Überleitungs-
anstalt Sozialversicherung vor dem Inkrafttreten die-
ses Gesetzes abgeschlossen hat, gelten als genehmigt, 
wenn die Verträge im Benehmen mit den Spitzenver-
bänden abgeschlossen worden sind. 

(3) § 5 Abs. 4 Satz 2 und 3 gilt für die Überleitungs-
anstalt Sozialversicherung entsprechend. 

SECHSTER ABSCHNITT 

Altvermögen der Sozialversicherungsträger 

§ 12 

Feststellung des Eigentumsübergangs 

(1) Für die Feststellung, wer in welchem Umfang 
unbewegliches Vermögen gemäß Anlage I Kapi-
tel VIII Sachgebiet F Abschnitt II Nr. 1 § 3 Abs. 2 des 
Einigungsvertrages erhalten hat, gilt § 2 Abs. 6 ent-
sprechend. 

(2) Rechtsnachfolger im Sinne von § 3 Abs. 2 der 
Anlage I Kapitel VIII Sachgebiet F Abschnitt II Nr. 1 
des Einigungsvertrages 

1. ist die Ortskrankenkasse, in deren Bezirk ein 
Grundstück belegen ist, für das am 8. Mai 1945 
eine Betriebskrankenkasse als Eigentümerin im 
Grundbuch eingetragen war und für die bis zum 
31. Dezember 1991 weder ein Rechtsnachfolger er-
richtet worden ist noch das Errichtungsverfahren 
nach dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch eingelei-
tet worden ist; führt das Verfahren nicht zur Errich-
tung, ist die Ortskrankenkasse Rechtsnachfolgerin; 
das gleiche gilt für erloschene Ersatzkassen; 

2. ist die Innungskrankenkasse, in deren Bezirk ein 
Grundstück belegen ist, für das am 8. Mai 1945 
eine Innungskrankenkasse als Eigentümerin im 
Grundbuch eingetragen war; 

3. sind die Ortskrankenkassen, in deren Bezirk ein 
Grundstück belegen ist, für das am 8. Mai 1945 
eine Landkrankenkasse als Eigentümerin oder 
Miteigentümerin im Grundbuch eingetragen war, 
und die Landwirtschaftliche Krankenkasse Berlin 
für die genannten Grundstücke zu gleichen Tei-
len; 

4. ist der örtlich zuständige Medizinische Dienst, 
wenn am 8. Mai 1945 eine Landesversicherungs-
anstalt — Abteilung Krankenversicherung — als 
Eigentümerin im Grundbuch eingetragen war oder 
sich deren. Eigentum auf sonstige Weise nachwei-
sen läßt; dies gilt unabhängig von der Nutzung des 
Grundstücks; 

5. sind die Krankenkassen, die Rechtsnachfolger der 
Mitglieder eines Kassenverbandes nach § 406 der 
Reichsversicherungsordnung gewesen sind; sie er-
halten das Vermögen zu gleichen Teilen; sind ein-
zelne Mitglieder nicht mehr zu ermitteln, fallen 
ihre Anteile den Rechtsnachfolgern der übrigen 
Mitglieder zu gleichen Teilen zu. 

SIEBTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§ 13 

Auflösung der Sonderkonten 

(1) Nach Begleichung der Verbindlichkeiten und 
Einziehung der Forderungen ist das Sonderkonto für 
das Gesamthandsvermögen aufzulösen, indem der 
Saldo zu jeweils einem Drittel auf die drei Zweige der 
Sozialversicherung aufgeteilt wird. § 10 Abs. 1 gilt 
entsprechend. 

(2) Der Saldo aus dem Sonderkonto für das Immobi-
liarvermögen aus dem Gesundheitswesen Wismut ist 
auf die Länder Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thürin-
gen zu gleichen Teilen zu übertragen. 

§ 14  

Nachfolge 

Befugnisse und bei deren Auflösung noch nicht er-
ledigte Aufgaben der Überleitungsanstalt Sozialversi-
cherung und deren Geschäftsführers gehen auf den 
Präsidenten des Bundesversicherungsamtes über. 

§ 15 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. § 8 Abs. 1 und 2 und § 11 treten mit Wirkung 
vom 1. Januar 1991 in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

1. Das Vermögen des gemeinsamen Trägers der So-
zialversicherung in der ehemaligen Deutschen De-
mokratischen Republik ist am 1. Januar 1991 ge-
mäß Anlage I Kapitel VIII Sachgebiet F Abschnitt II 
Nr. 1 § 3 Abs. 1 des Einigungsvertrages vom 
31. August 1990 in das Eigentum der Sozialversi-
cherungsträger übergegangen, die für das Bei-
trittsgebiet zuständig sind. Das Eigentum steht ih-
nen gemeinschaftlich und ungeteilt zu (Gesamt-
handsvermögen). Hierzu gehören bebaute Grund-
stücke, wozu Verwaltungsgebäude, Kliniken, 
Wohnhäuser und sonstige Gebäude zählen. Aber 
auch unbebaute Grundstücke sind Bestandteil des 
Gesamthandsvermögens. 

In der genannten Bestimmung ist vorgesehen, daß 
das Nähere in einem Gesetz geregelt wird. Diese 
Vorschrift ist Anlaß für den vorliegenden Ent-
wurf . 

2. Die Gesamthänder und die Bundesregierung sind 
sich von Anfang an einig gewesen, daß das Ge-
samthandsvermögen so bald als möglich aufzulö-
sen ist und vermieden werden muß, eine Institution 
zur Verwaltung dieses Vermögens zu schaffen. 
Den Gesamthändern sollte die Möglichkeit einge-
räumt werden, für ihre Aufgaben bevorzugt 
Grundstücke und Gebäude aus dem Gesamt-
handsvermögen zu erwerben, soweit sie sie benö-
tigen. Außerdem ist zu berücksichtigen, daß insbe-
sondere bei Kliniken ein Erwerbsbedarf von dritter 
Seite, z. B. von Gebietskörperschaften, im Beitritts-
gebiet gegeben ist. Aufgrund des Gesetzes sollen 
Grundstücke und Gebäude auf die Sozialversiche-
rungsträger, die ihren Bedarf bei der Überleitungs-
anstalt Sozialversicherung angemeldet haben, 
übergehen. Außerdem wird der Erwerb Dritter be-
sonders geregelt. Grundstücke und Gebäude, die 
nicht den genannten Erwerbern übereignet wer-
den, gehen in das Eigentum des Landes über, in 
denen sich die Immobilien befinden. 

Mit dem Eigentum sollen auch die dinglichen und 
gesetzlichen Lasten auf den Erwerber übergehen. 
Letzteres betrifft mögliche Verpflichtungen, die 
aus dem Gesetz zur Regelung offener Vermögens-
fragen vom 23. September 1990 (BGBl. II, S. 885, 
1159) in der Fassung von Artikel 1 des Gesetzes zur 
Beseitigung von Hemmnissen bei der Privatisie-
rung von Unternehmen und zur Förderung von In-
vestitionen vom 22. März 1991 (BGBl. I S. 766) fol-
gen können. 

Das bewegliche Vermögen, das sich in den Gebäu-
den befindet, soll, soweit es nicht Dritten gehört, 
dem Eigentumsübergang an Gebäuden folgen. Für 
Datenverarbeitungsanlagen der Rentenversiche- 

rung in der ehemaligen DDR wurde eine Sonder-
bestimmung vorgesehen. 

Klargestellt wird, daß zum Gesamthandsvermögen 
auch das Vermögen der Sozialversicherung Wis-
mut gehört. Es war bei der Bildung des gemeinsa-
men Trägers der Sozialversicherung der DDR im 
Sommer 1990 allgemeine und unbestrittene Mei-
nung, daß zu ihm auch die Sozialversicherung Wis-
mut zählt. Nicht dazu gehörte das Gesundheitswe-
sen Wismut. Da es nicht zum Treuhandsvermögen 
gerechnet wird, ist es erforderlich, auch über eine 
Weiterverwendung der Grundstücke und Gebäude 
gesetzlich zu entscheiden. Wegen des Zusammen-
hangs hinsichtlich der sozialen Zwecke dieses 
Eigentums wird es zusammen mit dem Gesamt-
handsvermögen zum Regelungsgegenstand des 
vorliegenden Entwurfs. Nicht dazu zählt das Ver-
mögen der Sowjetisch-Deutschen Aktiengesell-
schaft Wismut. 

In dem Entwurf wird grundsätzlich davon ausge-
gangen, daß der Erwerber den Verkehrswert des 
Grundstücks oder Gebäudes an die Gesamthänder 
zahlt. Ausnahmen hiervon werden wegen der be-
sonderen finanziellen Situation der öffentlichen 
Hände im Beitrittsgebiet zugunsten der dortigen 
Gebietskörperschaften gemacht, für die die Zah-
lung eines Erwerbspreises nicht vorgesehen ist. 
Gleiches gilt hinsichtlich der dort tätigen Wohl-
fahrtsverbände, wenn sie Eigentum aufgrund des 
vorliegenden Gesetzes erwerben. 

Das Gesamthandsvermögen wird, wenn die Schul-
den, die insbesondere wegen der inzwischen auf-
gelaufenen Bewirtschaftungskosten entstanden 
sind, beglichen sind, nach folgenden Gesichts-
punkten aufgeteilt: Es wird davon ausgegangen, 
daß der gemeinsame Träger der Sozialversiche-
rung der DDR die Aufgaben in der Renten-, Kran-
ken- und Unfallversicherung erfüllte, ohne daß bei 
der Finanzierung, ebenso wie bei seinen Rechts-
vorgängern, nach den einzelnen Versicherungs-
zweigen unterschieden wurden. Es gab für alle 
Zweige der Sozialversicherung eine Einheitsfinan-
zierung. Dementsprechend wird der Erlös auf alle 
drei Zweige der Sozialversicherung zu gleichen 
Teilen aufgeteilt. Die „Binnenaufteilung" inner-
halb des Drittels erfolgt nach besonders festgeleg-
ten Maßstäben. 

3. Nach § 3 Abs. 2 in Anlage I Kapitel VIII Sachge-
biet F Abschnitt 2 Nr. 1 des Einigungsvertrages 
sind kraft Gesetzes 1991 Grundstücke und Ge-
bäude im Beitrittsgebiet, für die am 8. Mai 1945 ein 
Sozialversicherungsträger als Eigentümer fest-
stand, in das Eigentum des entsprechenden 
Rechtsnachfolgers, der Aufgaben im Beitrittsgebiet 
wahrnimmt, übergegangen. War z. B. die AOK 
Frankfurt/Oder im Grundbuch eingetragen und ist 
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zwischenzeitlich das Grundstück nicht außerhalb 
der Sozialversicherung in der DDR in anderes Ei-
gentum übergegangen, ist mit ihrer Gründung im 
Jahre 1991 die AOK Brandenburg als Funktions-
nachfolgerin der AOK Frankfurt/Oder Eigentüme-
rin geworden. 

4. Um die für die Grundstücks- und Gebäudeübertra-
gung sowie für die Grundbuchberichtigung not-
wendigen Voraussetzungen zu schaffen, ist auf das 
Vermögenszuordnungsgesetz (Artikel 7 des Geset-
zes zur Beseitigung von Hemmnissen bei der Priva-
tisierung von Unternehmen und zur Förderung von 
Investitionen vom 22. März 1991, BGBl. I S. 766, 
784) verwiesen worden und damit ein Verwal-
tungsverfahren vorgesehen, nach dem die notwen-
digen Voraussetzungen sowohl für den Eigentums-
übergang als auch für die Grundbucheintragungen 
geschaffen werden. In § 12 wird außerdem klarge-
stellt, wer als entsprechender Rechtsnachfolger in 
typischen Zweifelsfällen, die in der Praxis aufge-
taucht sind, anzusehen ist. Hierdurch sollen lang-
wierige Rechtsstreitigkeiten vermieden werden. 

Mit der Durchführung des Verwaltungsverfahrens 
wird die Überleitungsanstalt Sozialversicherung in 
Berlin, die bisher schon mit Grundstücksfragen der 
Sozialversicherung im Beitrittsgebiet befaßt war, 
betraut. Nach ihrer Auflösung am 31. Dezember 
1991 sollen ihre Aufgaben insoweit auf das Bun-
desversicherungsamt übergehen. 

5. Der Geschäftsführer der Überleitungsanstalt So-
zialversicherung mußte notwendige Verfügungen 
zur Sicherung und Wahrung des Gesamthandsver-
mögens treffen. Er mußte auch in dringenden Fäl-
len in Grundstücksverhandlungen eintreten, um 
die soziale Nutzung des Gebäudes für die Zukunft 
sicherzustellen. Die erforderlichen Vollmachten 
der Gesamthänder lagen jedoch, bedingt durch de-
ren Vielzahl, nicht vor. Gestützt auf die Erörterun-
gen dieser Probleme im Januar und März 1991 im 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
mit den Spitzenverbänden der Sozialversiche-
rungsträger sieht der Entwurf vor, daß Rechtshand-
lungen des Geschäftsführers der Überleitungsan-
stalt Sozialversicherung, soweit die Vollmachten 
nicht ausreichen, nachträglich für rechtswirksam 
erklärt werden. 

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Aufgeteilt werden soll das Vermögen, das dem am 
1. Juli 1990 gebildeten gemeinsamen Träger der So-
zialversicherung der ehemaligen DDR gehört hat. 
Dieses ist durch den Einigungsvertrag gesamthände-
risch Eigentum der im Beitrittsgebiet tätigen Sozial-
versicherungsträger geworden. 

Es bestand bei der Schaffung dieses gemeinsamen 
Trägers Einigkeit darüber, daß hierzu auch die Sozial-
versicherung Wismut gehört. Um hier vermögens-
rechtlich Klarstellung zu schaffen, wurde in Absatz 2 
Satz 1 eine entsprechende Regelung geschaffen. 

Nicht zum gemeinsamen Träger der Sozialversiche-
rung der DDR gehörte das Gesundheitswesen Wis-
mut. Es ist eine eigene juristische Person, die sich 
sowohl von der Sozialversicherung Wismut als auch 
von der Sowjetisch-Deutschen Aktiengesellschaft 
Wismut unterscheidet. Das Gesundheitswesen Wis-
mut ist auch als Eigentümer von Grundstücken und 
Gebäuden eingetragen. Für die Grundstücke und Ge-
bäude der Sozialversicherung Wismut und des Ge-
sundheitswesens Wismut wurde im Entwurf klarge-
stellt, daß diese nicht der Sowjetisch-Deutschen Ak-
tiengesellschaft Wismut sachlich zugeordnet sind. 

Zu § 2 

Die Vorschrift trägt dem berechtigten Interesse 
der Gesamthandseigentümer Rechnung, bevorzugt 
Grundstücke und Gebäude aus dem Gesamthands-
vermögen für eigene Zwecke zu erhalten. Den Ge-
samthandseigentümern gleichgestellt sind deren Ver-
bände, da sie die gleichen Aufgaben wie die Sozial-
versicherungsträger erfüllen. 

Die Eigentumsübertragung erfolgt durch einen Be-
scheid. 

Die Übertragung erfolgt nur auf einen Antrag der Trä-
ger und Verbände. Wenn die Antragsfrist abgelaufen 
ist, kann ein Antrag nur noch gestellt werden, wenn 
bei weiteren Ermittlungen sich ergibt, daß Grund-
stücke zum Gesamthandsvermögen gehören, von de-
nen man bisher nicht wußte, daß sie dazugehörten. Da 
die Eigentumsübertragung durch den Verwaltungs-
akt erfolgt, ist die Anwendung von § 85 SGB IV nicht 
erforderlich. 

Die Überleitungsanstalt Sozialversicherung ermittelt 
im Laufe des Verwaltungsverfahrens, falls mehrere 
Stellen Anträge auf Übertragung des gleichen Grund-
stücks oder Gebäudes gestellt haben, bei welcher 
Stelle das dringendere Interesse auf die Übertragung 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dem Sozialgesetz-
buch besteht. 

Die Überleitungsanstalt Sozialversicherung hat Ver-
handlungen insbesondere über Krankenhäuser ge-
führt, die nicht zu einem notariell abgeschlossenen 
Verkaufsvertrag geführt haben. Um die Verpflichtun-
gen, die die Überleitungsanstalt Sozialversicherung 
eingegangen ist, zu erfüllen, ist vorgesehen, daß der 
Formfehler des Verkaufsvertrages durch einen Be-
scheid der Überleitungsanstalt Sozialversicherung 
geheilt werden kann. Die Handlungsvollmacht der 
Überleitungsanstalt Sozialversicherung für solche 
Verträge ergibt sich aus § 11 des Gesetzentwurfes, der 
rückwirkend zum 1. Januar 1991 in Kraft tritt. 

Grundstücke, die nicht auf einen Sozialversiche-
rungsträger, einen Verband oder einen Dritten auf-
grund der Verpflichtungen der Überleitungsanstalt 
Sozialversicherung übergehen, werden durch Be-
scheid der Überleitungsanstalt Sozialversicherung auf 
das Land übertragen, in dessen Gebiet sich das 
Grundstück oder Gebäude befindet. Das Land erwirbt 
das Eigentum unentgeltlich. 
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Für den Erlaß des Verwaltungsaktes ist das Vermö-
genszuordnungsgesetz vom 22. März 1991 maßge-
bend. Im übrigen findet das Verwaltungsverfahren, 
wie es im 1. Kapitel des Zehnten Buches Sozialgesetz-
buch normiert ist, Anwendung. Da maßgebender Ge-
sichtspunkt für die Übertragung der Grundstücke auf 
die Sozialversicherungsträger und ihre Verbände in 
§ 2 der Umstand ist, daß die Erwerber diese Grund-
stücke für die Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben 
benötigen müssen, erscheint die sozialgerichtliche 
Zuständigkeit geboten. Die Verfahren sollen bei ei-
nem Gericht konzentriert werden. Entsprechend den 
Bestimmungen im Vermögenszuordnungsgesetz ist 
nur eine Tatsacheninstanz vorgesehen. 

Zu § 3 

Der Überleitungsanstalt Sozialversicherung wird die 
Aufgabe übertragen, auch bei Grundstücken, bei de-
nen sich Zweifel ergeben, ob sie zum Gesamthands-
eigentum oder zum Altvermögen der Sozialversiche-
rungsträger oder gar einem Dritten gehören, die not-
wendigen Aufklärungen herbeizuführen. Diese Auf-
klärungen müssen auch außerhalb eines Verwal-
tungsverfahrens durchgeführt werden, so daß der ge-
setzliche Auftrag über § 20 SGB X hinausgeht. 

Zu § 4 

Die Vorschrift entspricht Artikel 6 § 2 des Gesetzes zu 
dem Abkommen vom 16. Mai 1991 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Regierung der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken über die 
Beendigung der Tätigkeit der Sowjetisch-Deutschen 
Aktiengesellschaft Wismut. Ob Enteignungen rück-
gängig zu machen sind oder eine Entschädigung zu 
zahlen ist, wird auch im Anwendungsbereich dieses 
Gesetzes durch das Vermögensgesetz und das Inve-
stitionsgesetz geregelt. 

Zu § 5 

Um die Überleitungsanstalt Sozialversicherung von 
Verwaltungsarbeiten zu entlasten, ist vorgesehen, 
daß auch Sozialversicherungsträger und Verbände 
bereits vom Zeitpunkt der Antragstellung an die Ver-
waltung für Grundstücke oder Gebäude übernehmen 
müssen. Sie erhalten ab diesem Zeitpunkt wie die 
Länder die Nutzungsentgelte. 

Bei Grundstücken und Gebäuden, über die die Über-
leitungsanstalt Sozialversicherung in Verhandlungen 
mit Dritten getreten ist, hat sie sicherzustellen, daß die 
Grundstücke und Gebäude ordnungsgemäß verwal-
tet werden. Das kann auch durch den zukünftigen 
Erwerber erfolgen. 

Die Länder werden verpflichtet, ab 1. Januar 1992 die 
Grundstücke, für die kein Versicherungsträger oder 
Verband einen Antrag gestellt hat oder über die die 
Überleitungsanstalt Sozialversicherung nicht mit Drit-
ten Verträge abgeschlossen hat, zu verwalten. Sie er

-

halten zu diesem Zeitpunkt als Ausgleich für die Ver-
waltungskosten die Nutzungen der Grundstücke. 

Da eine solche Verwaltung ohne Eigentumsübertra-
gung bei den z. T. unklaren Eigentumsverhältnissen 
im Beitrittsgebiet längere Zeit dauern kann, sich je-
doch die Notwendigkeit ergeben könnte, Verwal-
tungsinvestitionen größeren Umfanges auf einem 
Grundstück durchzuführen, ist in Absatz 4 die Mög-
lichkeit vorgesehen, daß die Länder auf den Grund-
stücken Hypotheken oder Grundschulden eintragen 
lassen, um die notwendigen Darlehensmittel zu erhal-
ten, bevor ihre Eintragung als Eigentümer in das 
Grundbuch erfolgt ist. 

In den Fällen von § 3 Abs. 1 kann die Überleitungsan-
stalt Sozialversicherung die Nutzung dem Besitzer zu-
erkennen, bis die Eigentumsfeststellung erfolgt oder 
das Grundstück oder Gebäude übertragen worden 
ist. 

Durch Absatz 6 soll sichergestellt werden, daß not-
wendige und nützliche Verwendungen, die der Besit-
zer vorgenommen hat, nicht von dem neuen Eigentü-
mer zu tragen sind, wenn Besitzer und Erwerber zum 
Kreis der Sozialversicherungsträger oder ihrer Ver-
bände gehören. Das bedeutet, daß sich der Erwerbs-
preis in diesen Fällen nicht um den Betrag für die not-
wendigen oder nützlichen Verwendungen erhöht. Es 
soll hierdurch vermieden werden, daß komplizierte 
Ausgleichsverfahren innerhalb des Bereichs der So-
zialversicherung erfolgen. 

Zu § 6 

Im Verwaltungsverfahren hat die Überleitungsanstalt 
Sozialversicherung den Erwerbspreis zu ermitteln. Er 
richtet sich nach dem Verkehrswert des Grundstücks 
oder Gebäudes, berechnet auf den 1. Januar 1991. Die 
Überleitungsanstalt Sozialversicherung wird den Ver-
kehrswert mit Hilfe von Sachverständigen ermitteln. 
Die Auslagen für den Gutachter hat der Erwerber zu 
tragen. 

Zu § 7 

Die Vorschrift entspricht dem Bedürfnis, die auf die 
neuen Eigentümer übergehenden Einrichtungen 
funktionsfähig zu erhalten. Bei dem Übergang von 
beweglichen Sachen, die Datenträger sind, war Maß-
stab für die Regelung des Eigentumsübergangs § 69 
Abs. 1 SGB X. Soweit die Daten nicht benötigt wer-
den, ist die Überleitungsanstalt Sozialversicherung 
beauftragt, diese zu vernichten, wenn sie ihr bekannt-
geworden sind. 

Mit Mitteln der Rentenversicherung sind Datenverar-
beitungsanlagen in Leipzig gekauft worden. Sie sol-
len in das gemeinsame Eigentum der Landesversiche-
rungsanstalten im Beitrittsgebiet übergehen. Die Lan-
desversicherungsanstalt Brandenburg hat sich damit 
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einverstanden erklärt, daß das Eigentum an den ge-
nannten Anlagen nicht auf sie übergeht. 

Zu § 8 

Öffentlich-rechtliche Forderungen, wie z. B. Erstat-
tungsforderungen wegen überzahlter Leistungen, sol-
len auf den Träger übergehen, der für die Erbringung 
der entsprechenden Leistung zuständig ist. 

Nach dem Einigungsvertrag gelten die Vorschriften 
für den Beitragseinzug in der Sozialversicherung ab 
1. Januar 1991 im Beitrittsgebiet. Daher ist eine Rege-
lung über den Einzug der Beitragsforderungen aus 
der Zeit vor dem 1. Januar 1991 erforderlich, soweit 
diese noch nicht verjährt sind. Satz 1 enthält eine um-
fassende Regelung für solche Forderungen. Satz 2 
enthält den Aufteilungsschlüssel für die Beiträge zur 
Kranken- und Rentenversicherung der Arbeiter und 
Angestellten. 

Regreßforderungen des Sozialversicherungsträgers 
der DDR, die auf ihn aus Ansprüchen der Versicherten 
wegen Körper- oder Erwerbsschaden übergegangen 
sind, wurden durch ein Pauschalabkommen zwischen 
dem FDGB als Träger der Sozialversicherung und der 
Staatlichen Versicherung der DDR als Haftpflichtträ-
ger mit jährlichen Pauschalzahlungen abgegolten. 
Daher befinden sich in den Versicherungsunterlagen 
in aller Regel keine Angaben über das Unfallgesche-
hen. Es ist umstritten, ob die jährlichen Pauschalzah-
lungen nur die Leistungen, die die Sozialversicherung 
im entsprechenden Jahr erbracht hat, abgelten sollten 
oder auch die Ansprüche dem Grunde nach zum Er-
löschen bringen sollte. Um langwierige Rechtsstreitig-
keiten zu vermeiden, sollen diese Fragen durch eine 
abzuschließende Pauschalierungsregelung für die 
Schadensfälle, die dem Pauschalabkommen unterla-
gen, erledigt werden. 

Da im Einigungsvertrag keine Institution zur Verwal-
tung des Gesamthandsvermögens vorgesehen ist, 
sind die sonstigen fälligen Ansprüche, z. B. aus Miet-
verträgen oder Pachtverträgen, von der Überleitungs-
anstalt Sozialversicherung geltend zu machen. 

Zu § 9 

Diese Regelung bet rifft vor allem Verbindlichkeiten, 
die sich aus den von der Überleitungsanstalt Sozial-
versicherung für notwendig erachteten Reparatur-
und Instandhaltungsmaßnahmen ergeben. Die Vor-
schrift stellt darüber hinaus klar, wer ggf. verklagt 
werden muß. Da die Überleitungsanstalt Sozialversi-
cherung für diese Aufgaben keine Mittel hat, sind ihr 
von den Gesamthändern und den Ländern, in denen 
die Grundstücke des Gesundheitswesens Wismut sich 
befinden, die notwendigen Gelder zur Verfügung zu 
stellen. 

Die Bevollmächtigung der Überleitungsanstalt Sozial-
versicherung zur Eingehung der Verbindlichkeiten 
ergibt sich aus § 11 des Entwurfs. 

Zu § 10 

Die Regelung geht davon aus, daß das Gesamthands-
vermögen durch einheitliche Beiträge und öffentliche 
Mittel erworben wurde. Um Auseinandersetzungen 
zwischen den Gesamthandseigentümern zu vermei-
den, erfolgt die Aufteilung zu gleichen Teilen auf die 
Zweige der Sozialversicherung. Die Regelung für die 
Krankenversicherung berücksichtigt, daß nicht alle 
Kassenarten bereits am 1. Januar 1991 im heutigen 
Maße im Beitrittsgebiet vertreten waren. Die Rege-
lung der Unfallversicherung lehnt sich an die Über-
nahme der alten Last im Beitrittsgebiet an, wie sie im 
Einigungsvertrag geregelt worden ist. 

In Absatz 2 ist geregelt, daß die Spitzenverbände der 
Sozialversicherungsträger zu Lasten der Gesamthän-
der — wobei der Maßstab des Absatzes 1 gilt — dem 
Erwerber den Kaufpreis zu erstatten haben, wenn sich 
ergibt, daß aufgrund der Eigentumsrechte eines Drit-
ten das Grundstück oder Gebäude herausgegeben 
werden muß. 

Zu § 11 

Diese Regelung wurde im Hinblick darauf getroffen, 
daß im Einigungsvertrag keine Institution zur Verwal-
tung des Gesamthandsvermögens vorgesehen war, 
bei einigen Objekten aus diesem Vermögen aber un-
abdingbare Maßnahmen, insbesondere zur Sicherung 
und Erhaltung von Gebäuden, erforderlich waren. 
Außerdem ergab sich die Notwendigkeit, in Verhand-
lungen über die Nutzung und den Verkauf von 
Grundstücken mit Dritten einzutreten. Die Vorschrift 
entspricht dem Ergebnis von Besprechungen im Bun-
desministerium für Arbeit und Sozialordnung mit den 
Spitzenverbänden der Sozialversicherung im Januar 
und März 1991. 

In Absatz 2 wird grundbuchklar geregelt, daß die Ver-
träge, die die Überleitungsanstalt Sozialversicherung 
ohne die notwendigen Vollmachten abgeschlossen 
hat, als genehmigt gelten. 

Zu § 12 

Aufgabe des Gesetzes ist es auch, bei einem Über-
gang aufgrund des Einigungsvertrages auf die 
Rechtsnachfolger von Alteigentümern für die notwen-
dige Klarheit zu sorgen. Die Vorschrift stellt die 
Rechtsnachfolge im Sinne von § 3 Abs. 2 der Anlage I 
Kapitel VIII Sachgebiet F Abschnitt II Nr. 1 des Eini-
gungsvertrages klar. Es hat sich gezeigt, daß zwischen 
den Spitzenverbänden der Sozialversicherung Mei-
nungsverschiedenheiten über die Rechtsnachfolge 
nach der genannten Vorschrift bestehen. Die Lebens-
sachverhalte liegen in allen Fällen Jahrzehnte zurück. 
Um langwierige Rechtsstreitigkeiten zu vermeiden, 
wurden für einzelne Fallkonstellationen ausdrückli-
che Rechtsnachfolgeregelungen getroffen. 

Die Ortskrankenkassen wurden aufgrund ihrer um-
fassenden Zuständigkeit zu Rechtsnachfolgern von 
Betriebskrankenkassen und Ersatzkassen bestimmt, 
wenn diese nicht wieder errichtet worden sind. 
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Die neu errichteten Innungskrankenkassen werden 
Rechtsnachfolger der früheren im Beitrittsgebiet be-
stehenden Innungskrankenkassen, unabhängig da-
von, ob ihr Mitgliederkreis demjenigen der Innungs-
krankenkassen entspricht, die vor 1945 bestanden ha-
ben. 

Die Regelung über die Landkrankenkassen berück-
sichtigt, daß bei den alten Landkrankenkassen sowohl 
Selbständige und ihre Familienangehörigen als auch 
Arbeiter und Angestellte versichert waren. Da die 
Mitgliederbestände für das Jahr 1945 nicht mehr fest-
stellbar sind, werden die Grundstücke oder das Mit-
eigentum an Grundstücken den Ortskrankenkassen 
und der Landwirtschaftlichen Krankenkasse Berlin je 
zur Hälfte zuerkannt. 

Bei der Abteilung Krankenversicherung, deren Ko-
sten von den Krankenkassen finanziert worden sind, 
werden Grundstücke und Gebäude auf den örtlichen 
Medizinischen Dienst übertragen, da er wesentliche 
Funktionen der früheren Abteilungen Krankenversi-
cherung der Landesversicherungsanstalten übernom-
men hat. 

Bei den Verbänden nach § 406 RVO wird das Vermö-
gen auf die Krankenkassen übertragen, die Rechts-
nachfolger der früheren Mitgliedskassen des Verban-
des gewesen sind. 

Zu § 13 

In dieser Vorschrift ist bestimmt, wie die endgültige 
Auseinandersetzung des Vermögens und der Ver-
bindlichkeiten zu erfolgen hat. 

Es kommt der gleiche Verteilungsmaßstab wie in § 10 
zur Anwendung. 

In Absatz 2 sind die Länder genannt, in denen sich 
Grundstücke und Gebäude aus dem Vermögen des 
Gesundheitswesens Wismut befinden. 

Zu § 14 

Die Regelung wurde im Hinblick auf das Erlöschen 
der Überleitungsanstalt am 31. Dezember 1991 (§ 2 
Abs. 1 der Anlage I Kapitel VIII Sachgebiet F Ab- 

schnitt II Nr. 1 des Einigungsvertrages) getroffen. Um 
die reibungslose Fortführung der Aufgaben zu ge-
währleisten, wird das Bundesversicherungsamt in 
Ausfüllung von § 94 Abs. 2 SGB IV als Nachfolger der 
Überleitungsanstalt Sozialversicherung bestimmt. 

Zu  §  15  

Die rückwirkende Geltung von § 8 stellt einen unmit-
telbaren Forderungsübergang vom gemeinsamen 
Träger der Sozialversicherung der DDR auf die neuen 
Gläubiger, die von § 11 die rückwirkende Ermäch-
tigung der Überleitungsanstalt Sozialversicherung 
sicher. 

C. Finanzieller Teil 

Der Bund wird vorübergehend wegen der Verwal-
tungsmehrarbeit, die durch dieses Gesetz verursacht 
wird, mit Mehrkosten durch die Einrichtung einiger 
neuer Stellen im Bundesversicherungsamt, die künf-
tig wegfallen werden, belastet. 

Für die Länder können durch die Verwaltung der 
Grundstücke geringfügige Mehrkosten entstehen. 
Wieweit sie durch die Nutzungseinnahmen ausgegli-
chen werden können, kann nicht beurteilt werden. 

D. Preiswirkungsklausel 

Der Gesetzentwurf bet rifft nur eine verhältnismäßig 
geringe Zahl von Grundstücken und Gebäuden. Der 
Eigentumsübergang erfolgt durch Verwaltungsakt, 
wobei der Verkehrswert im allgemeinen maßgebend 
ist. Eine Auswirkung auf Einzelpreise, insbesondere 
das Verbraucherpreisniveau, ist nicht zu erwarten. 
Auch die geringfügige Erhöhung der Verwaltungsko-
sten, mit der zu rechnen ist, wird sich nicht auf das 
allgemeine Preisniveau und die Verbraucherpreise 
auswirken. 
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Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 636. Sitzung am 8. No-
vember 1991 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundge-
setzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus 
der Anlage ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

1. Zu §1 Abs. 2,§2 Abs. 4 Satz 1,§7 Abs. 1 
Satz 1, § 8 Abs. 5, § 9 Abs. 2 Satz 2, § 11 Abs. 1 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob das Vermögen des 
Gesundheitswesens Wismut in zutreffender 
Weise in den Entwurf einbezogen worden ist. 

Begründung 

Nach der Begründung (Seite 14) soll der Entwurf 
auch über eine Weiterverwendung der Grund-
stücke und Gebäude des Gesundheitswesens 
Wismut entscheiden. Zu diesem Zweck wird in § 1 
Abs. 2 Satz 1 ausgesprochen, daß diese Grund-
stücke und Gebäude zum Gesamthandsvermö-
gen i. S. des Absatzes 1 gehören. Wenn gleich-
wohl in § 2 Abs. 4 Satz 1 die Grundstücke und 
Gebäude des Gesundheitswesens Wismut neben 
denen des Gesamthandsvermögens genannt wer-
den, so ist das überflüssig, weil sich ihre Einbezie-
hung schon aus § 1 Abs. 2 ergibt. 

In § 7 Abs. 1 Satz 1, § 8 Abs. 5 Satz 1, § 9 Abs. 2 
Satz 2 und § 11 Abs. 1 bezieht der Entwurf — über 
die Ausführungen auf Seite 14 der Begründung 
hinausgehend — auch Vermögensbestandteile in 
die Regelung ein, die nicht Grundstücke oder Ge-
bäude sind. Hinsichtlich der beweglichen Sachen 
(§ 7 Abs. 1 Satz 1) gibt es insoweit einen plausib-
len Zusammenhang mit den Gebäuden und 
Grundstücken und die Abgrenzung erscheint 
auch noch handhabbar. Auch § 8 Abs. 5 Satz 1 
stellt in der Formulierung einen Zusammenhang 
mit den Grundstücken und Gebäuden her; inso-
weit ist die Abgrenzung aber nicht mehr hinrei-
chend klar. Es ist nicht ersichtlich, welche Arten 
von Ansprüchen erfaßt sein sollen und welche 
nicht. Außerdem ist nicht erkennbar, warum die 
Regelung auf diese Arten von Ansprüchen be-
schränkt werden soll. Die in § 9 Abs. 2 Satz 2 vor-
gesehene Verpflichtung der dort genannten Län-
der, Mittel zur Erfüllung von Verbindlichkeiten 
zur Verfügung zu stellen, ist überhaupt nicht in 
geeigneter Weise abgegrenzt. Ein Bezug zu 
Grundstücken oder Gebäuden fehlt. Außerdem 
ist die Bezugnahme auf § 1 Abs. 2 unzutreffend, 
weil diese Vorschrift sich nicht auf Verbindlich-
keiten bezieht. 

Bei der in § 11 Abs. 1 geregelten Vertretungsbe-
fugnis fehlt eine Beschränkung auf den Bereich 
der Grundstücke und Gebäude völlig. Die Rege-
lung umfaßt das gesamte Vermögen des Gesund

-

heitswesens Wismut ohne jede Einschränkung. 
Ein Grund hierfür ist nicht ersichtlich. 

2. Zu § 2 Abs. 2 Satz 1 und § 5 Abs. 3 Satz 1 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob die in § 2 Abs. 2 
Satz 1 und § 5 Abs. 3 Satz 1 vorgesehenen Ter-
mine durch andere Regelungen ersetzt werden 
sollten. 

Begründung 

Die in § 2 Abs. 2 Satz 1 und § 5 Abs. 3 Satz 1 vor-
gesehenen Termine setzen voraus, daß das Ge-
setz vor dem 1. Januar 1992 in Kraft tritt und daß 
den zur Antragstellung Berechtigten eine ange-
messene Frist für die Stellung eines Antrages zur 
Verfügung steht. Sofern dies nicht gewährleistet 
ist, müßten die in Frage stehenden Termine durch 
andere Regelungen ersetzt werden, etwa durch 
solche, in denen auf den Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens des Gesetzes abgehoben wird. 

3. Zu § 2 Abs. 2 Satz 5 

In § 2 Abs. 2 ist Satz 5 zu streichen. 

Begründung 

Gemäß § 85 Abs. 1 SGB IV bedarf der Erwerb von 
Grundstücken der Genehmigung durch die Auf-
sichtsbehörde. 

Nach § 2 Abs. 2 Satz 5 des Entwurfs würde diese 
Genehmigungspflicht bei den der Aufsicht der 
Länder unterliegenden Sozialversicherungsträ-
gern der neuen Bundesländer entfallen. 

Dies hätte zur Folge, daß der Erwerb von Grund-
stücken (Eigentumsübertragung gemäß § 2 des 
Entwurfs) nicht, wohl aber die spätere Errichtung 
von Gebäuden auf diesen Grundstücken der Ge-
nehmigungspflicht durch die Aufsichtsbehörden 
der Länder unterläge. 

Nach § 2 Abs. 1 sind zwar nur solche Grundstücke 
und Gebäude aus dem Gesamthandsvermögen 
auf die beantragenden Sozialversicherungsträger 
zu übertragen, die diese zur Erfüllung ihrer ge-
setzlich vorgeschriebenen oder zugelassenen 
Aufgaben benötigen. Ob diese Voraussetzungen 
gegeben sind, hat die Überleitungsanstalt vor der 
Eigentumsübertragung zu prüfen. 

Den Aufsichtsbehörden der Länder ist bekannt, 
daß einzelne Sozialversicherungsträger Kauf an- 
träge für Objekte gestellt haben, die erkennbar 
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nicht für die Erfüllung gesetzlich vorgeschriebe-
ner oder zugelassener Aufgaben benötigt werden 
bzw. dafür ungeeignet sind. Derzeit werden von 
der Überleitungsanstalt zum Teil Übertragungs-
verfahren vorbereitet, ohne daß nachvollziehbar 
— zum Beispiel durch Amtshilfeersuchen an die 
Aufsichtsbehörden der Länder — geprüft wird, ob 
die beantragten Objekte tatsächlich zur Erfüllung 
der gesetzlich vorgeschriebenen oder zugelasse-
nen Aufgaben benötigt werden. 

Werden den Sozialversicherungsträgern Grund-
stücke und Gebäude aus dem Gesamthandsver-
mögen gemäß § 2 Abs. 1 ohne konkrete Prü-
fung der Genehmigungsvoraussetzung des § 85 
SGB IV übertragen, können die Aufsichtsbehör-
den der Länder später kaum die Genehmigung für 
die Bebauung derartiger Grundstücke versagen, 
auch dann nicht, wenn erhebliche Zweifel an der 
Genehmigungsfähigkeit bestehen. 

§ 85 SGB IV muß deshalb vor der Übertragung 
von Grundstücken und Gebäuden auf Träger der 
Sozialversicherung, die der Rechtsaufsicht der 
Länder unterliegen, Anwendung durch diese fin-
den. 

4. Zu § 2 Abs. 5 

In § 2 Abs. 5 sind nach den Worten „von Amts 
wegen" die Worte „durch Bescheid" einzufü-
gen. 

Begründung 

Grundsätzlich erfordert die Übertragung von 
Eigentum an Grundstücken und Gebäuden die 
formgerechte Einigung der Parteien und die Ein-
tragung im Grundbuch (§§ 873, 925 BGB). Soweit 
hiervon eine Ausnahme vorgesehen ist, wird in 
§ 2 Abs. 1 und 4 ausdrücklich vorgeschrieben, daß 
das Eigentum „durch Bescheid" übertragen wird. 
In Absatz 5 fehlt eine entsprechende Regelung, 
obwohl nach der Begründung auch hier ein 
Eigentumsübergang außerhalb des Grundbuchs 
gewollt ist. Zumindest zur Klarstellung sollten 
deshalb auch hier die Worte im Gesetz selbst ste-
hen. 

5. Zu § 2 Abs. 5, § 5 Abs. 3 Satz 1 und § 12 Abs. 2 
Nr. 1 bis 3 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob der Entwurf durch 
eine Regelung der Fälle ergänzt werden sollte, in 
denen Grundstücke auf dem Gebiet mehrerer 
Länder liegen. 

Begründung 

Die Entwurfsfassung stellt nicht für alle denkba-
ren Fälle sicher, auf welches Land oder welche 
Krankenkasse ein Grundstück oder Gebäude zu 
übertragen ist. Ein Grundstück kann auf den Ge-
bieten mehrerer Länder oder in den Bezirken 
mehrerer Krankenkassen liegen, etwa wenn meh

-

rere räumlich getrennte Flurstücke im Bestands-
verzeichnis des Grundbuchs unter einer Nummer 
zu einem Grundstück zusammengefaßt sind. 
Auch bei Gebäuden ist es denkbar, daß sie die 
Grenzen von Ländern oder Krankenkassenbezir-
ken überschreiten. 

6. Zu § 2 Abs. 6 Satz 1 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob die in § 2 Abs. 6 
Satz 1 angeordnete entsprechende Anwendung 
des Vermögenszuordnungsgesetzes vom 22. März 
1991 (BGBl. I S. 766, 784) einer Klarstellung be-
darf. 

Begründung 

Nach § 2 Abs. 6 Satz 1 ist „für die nach den vor-
stehenden Absätzen zu treffenden Entscheidun-
gen" das Vermögenszuordnungsgesetz entspre-
chend anzuwenden, sofern nichts Abweichendes 
bestimmt ist. 

Es erscheint zweifelhaft, ob zu den entsprechend 
anwendbaren Vorschriften des Vermögenszuord-
nungsgesetzes auch dessen § 3 gehören soll. Zwar 
läßt die Begründung des Entwurfs einen dahin 
gehenden Schluß zu; da § 3 des Vermögenszuord-
nungsgesetzes den Grundbuchvollzug und damit 
die Umsetzung von Entscheidungen nach § 2 
Abs. 1 bis 5, nicht aber das bei ihrem Erlaß zu 
beobachtende Verfahren regelt, könnte es sich 
jedoch empfehlen, die Anwendbarkeit des § 3 des 
Vermögenszuordnungsgesetzes in deutlicherer 
Weise zum Ausdruck zu bringen. 

7. Zu § 2 Abs. 6 Satz 2, § 5 Abs. 4 Satz 2 und 
Abs. 5 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob anstelle der Zustän-
digkeit des Geschäftsführers der Überleitungsan-
stalt mit der nur teilweise vorgesehenen Möglich-
keit der Ermächtigung anderer Personen im Ge-
setz durchgängig die Zuständigkeit der Überlei-
tungsanstalt Sozialversicherung als solcher vorzu-
sehen ist. 

Begründung 

Im vorliegenden Entwurf ist teilweise die Überlei-
tungsanstalt Sozialversicherung als solche, teil-
weise deren Geschäftsführer für den Erlaß von 
Bescheiden für zuständig erklärt, wobei sachliche 
Gründe für diese Differenzierung nicht ersichtlich 
sind. Ebenso ist kein Grund erkennbar, warum 
nur teilweise die Möglichkeit gegeben ist, die Er-
mächtigung des Geschäftsführers auf Dritte zu 
übertragen. Im Interesse der Klarheit und Verein-
fachung sowohl des Gesetzes als auch dessen 
Ausführung sollte daher geprüft werden, ob eine 
einheitliche Zuständigkeitsregelung sachgerech-
ter wäre. 
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8. Zu § 5 Abs. 1 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob es angezeigt ist, 
anstelle des Übergangs der Verwaltung eines 
Grundstücks oder Gebäudes mit dem Zeitpunkt 
der Antragstellung eine vorläufige Zuweisung 
durch Verwaltungsakt vorzusehen. 

Begründung 

Nach dem Entwurf soll die Verwaltung eines 
Grundstücks oder Gebäudes mit der Antragstel-
lung, d. h. mit Zugang des Antrags, eo ipso auf 
den Antragsteller übergehen. Wenn der Antrag-
steller schon bisher Nutzer ist, dürfte eine solche 
Regelung entbehrlich sein. Ist der Antragsteller 
dagegen bisher nicht Nutzer, ist ein ohne weiteres 
eintretender Übergang der Verwaltung dagegen 
nicht praktikabel. Schon der Zeitpunkt des Zu-
gangs des Antrags wird für den Antragsteller 
nicht immer ersichtlich sein. Außerdem kann ein 
Antragsteller nicht wissen, ob auch von anderer 
Seite ein Antrag hinsichtlich desselben Objektes 
gestellt ist oder wird. Ferner müßte der Übergang 
der Verwaltung vom bisherigen auf den künftigen 
Nutzer vollzogen werden. Solche Unsicherheiten 
und Schwierigkeiten können vermieden werden, 
wenn der Antragsteller durch Verwaltungsakt 
vorläufig in die Verwaltung eingewiesen wird, 
wobei auch der maßgebliche Zeitpunkt zu bestim-
men wäre. 

9. Zu § 5 Abs. 4 Satz 2 

In § 5 Abs. 4 Satz 2 ist das Wort „Ermächtigungs-
bescheid" durch die Worte „Bescheid über die 
Befugnis zur Verwaltung" zu ersetzen. 

Begründung 

Es handelt sich um eine Klarstellung des Gewoll-
ten. 

10. Zu § 5 Abs. 5 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu klären, auf welche Art von 
Grundstücken und Gebäuden diese Bestimmung 
anwendbar sein soll. 

Begründung 

Da § 3 lediglich aus einem Satz besteht, ist die 
Verweisung in § 5 Abs. 5 bisher unklar. Diese Klä-
rung sollte im Gesetzgebungsverfahren noch vor-
genommen werden. 

11. Zu § 6 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge

-

bungsverfahren zu prüfen, ob die Vorschrift durch 
eine Bestimmung zu ergänzen ist, daß der Er

-

werbspreis von einem bestimmten, einheitlich 
festgelegten Zeitpunkt an zu verzinsen ist. 

Begründung 

Die Vorschrift enthält keine Bestimmung über 
den Zeitpunkt der Fälligkeit. Tatsächlich werden 
die Sozialversicherungsträger und -verbände erst 
zahlen müssen, wenn die Verkehrswertermitt-
lung vorliegt. Das kann zu sehr unterschiedlichen 
Zeitpunkten der Fall sein. Dabei ist zu berücksich-
tigen, daß Verkehrswertermittlungen immer 
schwierig und streitträchtig sind. Bei den hier in 
Betracht kommenden Grundstücken wird das in 
besonderem Maße gelten. Daraus können sich er-
hebliche Verzögerungen ergeben. Das Fehlen ei-
ner Verzinsungspflicht kann deshalb einen An-
reiz für die Zahlungspflichtigen darstellen, den 
Abschluß der Verkehrswertermittlung nicht zu 
fördern, weil eine spätere Zahlung einen wirt-
schaftlichen Vorteil bedeutet. Wenn der Erwerbs-
preis dagegen von einem einheitlich bestimmten 
Zeitpunkt an, der vom Vorliegen der Verkehrs-
wertermittlung unabhängig wäre, verzinst wer-
den müßte, läge darin ein Anreiz, auf die Be-
schleunigung hinzuwirken. 

12. Zu§6 Satz 1 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, wie die Berücksichti-
gung eingetragener Belastungen bei der Bestim-
mung oder Abwicklung des Erwerbspreises ein-
deutiger als durch die Worte „unter Abzug ding-
licher Lasten" zum Ausdruck gebracht werden 
kann. 

Begründung 

Die im Entwurf vorgesehene Formulierung ist 
auslegungsbedürftig, da der Beg riff der dingli-
chen Lasten nicht eindeutig ist. Grundstücksbela-
stungen können in diesem Zusammenhang nicht 
einheitlich behandelt werden: einerseits werden 
Belastungen wie Dienstbarkeiten (Wege- oder 
Leitungsrechte) im Regelfall vom Sachverständi-
gen bei der Ermittlung des Verkehrswerts berück-
sichtigt, weshalb ein (nochmaliger) Abzug nicht 
gerechtfertigt ist. Eingetragene Grundpfand

--rechte rechtfertigen einen Abzug nur insoweit, als 
die zugrundeliegenden Verbindlichkeiten des 
Veräußerers übernommen werden. Für öffentli-
che Lasten (z. B. Grundsteuer, Erschließungsko-
sten) legt das Beitragsrecht fest, wer diese Beträge 
schuldet, wobei es im Regelfall verbleiben sollte. 
Diese Beispiele verlangen eine klarere Regelung 
im Gesetz. 

13. Zu §§ 7 bis 9 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren den Dritten Abschnitt um eine 
Regelung zu den bislang nicht erfaßten Vermö-
gensgegenständen zu ergänzen, insbesondere zu 
den sonstigen Rechten. 
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Begründung 

Die Regelung des Entwurfs ist unvollständig. 
Nach der in § 1 Abs. 1 genannten Bestimmung 
des Einigungsvertrages ist das gesamte Vermö-
gen des Trägers der Sozialversicherung Gesamt-
handsvermögen geworden. Der Beg riff „Vermö-
gen" wird aber mit Grundstücken und Gebäuden 
(Zweiter Abschnitt) sowie beweglichen Sachen, 
Forderungen und Verbindlichkeiten (Dritter Ab-
schnitt) nicht vollständig ausgefüllt. Nicht erfaßt 
werden vor allem andere Rechte, insbesondere 
dingliche Rechte an Grundstücken und gewerb-
liche Schutzrechte. Wenn die Gesamthandsge-
meinschaft aufgelöst werden soll, müssen jedoch 
alle Arten von Vermögensgegenständen in das 
Gesetz einbezogen werden. 

14. Zu§7 Abs. 1 

§ 7 Abs. 1 Satz 4 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 2 Abs. 6 und 7 sowie § 5 gelten entspre-
chend." 

Begründung 

Es erscheint notwendig, daß für die Zeit bis zum 
Eigentumsübergang auch für die beweglichen 
Sachen eine Regelung über die Verwaltung und 
Nutzung getroffen wird. Das kann durch entspre-
chende Anwendung des § 5 geschehen. 

15. Zu § 8 Abs. 4 Satz 1 

In § 8 Abs. 4 Satz 1 ist das Wort „Rechte" durch 
das Wort „Forderungen" zu ersetzen. 

Begründung 

§ 8 trägt die Überschrift „Forderungen" und be-
faßt sich in der Sache nur mit Forderungen, nicht 
mit anderen Rechten. Das gilt auch für Absatz 4. 
Die Vorschrift paßt in ihrem Gehalt auch nur für 
Ansprüche und nicht z. B. für dingliche Rechte. 
Deshalb ist auch an dieser Stelle der Beg riff „For-
derung" zu verwenden. 

16. Zu § 10 Abs. 2 

§ 10 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Muß ein Grundstück oder Gebäude, das auf 
einen Träger der Sozialversicherung oder einen 
Verband übertragen worden ist, herausgegeben 
werden, weil es im Eigentum eines Dritten steht 
oder Rückübertragungsansprüche eines Dritten 
bestehen, so haben die Spitzenverbände der Sozi-
alversicherungsträger für die Gesamthänder dem 
Träger oder Verband einen gemäß § 6 gezahlten 
Erwerbspreis entsprechend der Aufteilung nach 
Absatz 1 zu erstatten." 

Begründung 

Es sollte vermieden werden, von der Bezahlung 
eines Grundstücks oder Gebäudes zu sprechen, 
weil sich eine solche Formulierung nicht in recht-
liche Kategorien einordnen läßt. Im übrigen wei-
tere redaktionelle Verbesserung. 

17. Zu § 11 Abs. 1 

In § 11 Abs. 1 sind die Worte „zu einer Übertra-
gung gemäß § 2 oder der Feststellung eines 
Eigentumsübergangs nach § 7 oder § 8" durch die 
Worte „zum Übergang des Eigentums nach § 2 
oder § 3" zu ersetzen. 

Begründung 

Die im Entwurf vorgesehene Bezugnahme auf § 8 
ist unzutreffend, weil diese Vorschrift nicht einen 
Eigentumsübergang zum Gegenstand hat. Im 
Hinblick auf Forderungen ist die Regelung auch 
entbehrlich. Auf eine Feststellung des Eigentums-
übergangs, nach § 7 abzustellen, ist nicht sachge-
recht, weil eine solche Feststellung dort nicht vor-
gesehen ist. 

18. Zu § 11 Abs. 3 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren zu prüfen, ob § 11 Abs. 3 entfal-
len kann. 

Begründung 

Die Vorschrift erscheint entbehrlich, weil sich die 
Verwaltung nur auf wenige Grundstücke er-
streckt, bei denen die Bestellung von Grund-
pfandrechten und anderen beschränkt dinglichen 
Rechten nicht erforderlich ist. 

19. Zu § 12 Abs. 2 Nr. 4 und nach Absatz 2 

a) § 12 Abs. 2 Nr. 4 ist zu streichen. 

b) Es ist folgender Absatz 3 anzufügen: 

„(3) Ein Grundstück oder Gebäude, für das 
am 8. Mai 1945 eine Landesversicherungsan-
stalt — Abteilung Krankenversicherung — als 
Eigentümerin im Grundbuch eingetragen war 
oder für das sich deren Eigentum auf sonstige 
Weise nachweisen läßt, wird Eigentum des 
Landes, in dem das Grundstück oder Gebäude 
belegen ist. Wenn der örtlich zuständige Medi-
zinische Dienst das Grundstück oder Gebäude 
zu seiner Aufgabenerfüllung benötigt, ist es 
vom Land auf diesen unentgeltlich zu übertra-
gen. " 

Begründung zu a, und b, 

a) Bei den Vermögenswerten bzw. Eigentums-
rechten der ehemaligen Abteilung Kranken-
versicherung der Landesversicherungsanstal-
ten handelt es sich in der Regel um Genesen- 
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denheime bzw. ähnliche stationäre Einrichtun-
gen des Gesundheitswesens. 

b) Der Medizinische Dienst der Krankenversiche-
rung, der sich in den neuen Bundesländern 
selbst noch in einer Aufbauphase befindet, ist 
objektiv nicht in der Lage, die sich nach dem 
Eigentumsübergang sofort ergebenden Pflich-
ten (z. B. Verkehrssicherungspflicht, Betriebs-
führung, Abwicklung der Betriebe usw.) admi-
nistrativ zu bewäl tigen. 

c) Der Verband Deutscher Rentenversicherungs-
träger (VDR) hat für die Landesversicherungs-
anstalten erklärt, daß diese nicht Eigentümer 
der Grundstücke und Gebäude der früheren 
Abteilung Krankenversicherung sein wollten, 
obwohl sie die sich aus der Rechtsnachfolge im 
Sinne des § 3 Abs. 2 der Anlage I, Kapitel VIII, 
Sachgebiet F, Abschnitt II, Nr. 1 des Eini-
gungsvertrages ergebenden Rechte und 
Pflichten zum Teil bereits ausgeübt haben. 

d) Eine Übertragung an die Krankenversiche-
rung scheidet aus, da die Krankenkassen, die 
bis zum 8. Mai 1945 bestanden haben, zum 
Teil nicht wiedererrichtet werden und eine 

Aufteilung nach Mitgliederbeständen bei 
Wirtschaftsbet rieben, die ggf. weiterzubetrei-
ben sind, nicht praktikabel ist. 

Im übrigen sieht das Recht der Krankenversi-
cherung — im Gegensatz zu dem der Renten-
versicherung in § 15 Abs. 2 Satz 1 SGB VI  — 
die  Durchführung von Maßnahmen zur Ge-
sundheitsförderung und Rehabilita tion in eige-
nen Einrichtungen der Krankenversicherung 
nur im Rahmen von Erprobungsregelungen 
gemäß § 67 SGB V vor, so daß die Kranken-
kassen die Mehrzahl der betroffenen Ge-
sundheitseinrichtungen nicht weiterbetreiben 
könnten. 

e) Es ist danach sachgerecht, die durchweg in 
Gesundheitseinrichtungen bestehenden Ver-
mögenswerte der ehemaligen Abteilung Kran-
kenversicherung den Ländern zu übertragen, 
die — wie bei dem nach § 2 Abs. 5 des Gesetz-
entwurfes übertragenen Eigentum — im Rah-
men ihrer Verantwortung für das Gesundheits-
wesen über den Weiterbetrieb bzw. die Ab-
wicklung der Gesundheitseinrichtungen ent-
scheiden können. 


